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Editorial

»Die Diagnose vom Aufstieg der ›illiberalen Demokratie‹ war Symptom 
einer allgemeinen philosophischen und politischen Katerstimmung nach 
1989: In den berauschenden Tagen, als der Staatssozialismus implodierte 
und die Welt geradezu demokratietrunken wirkte, hatte es den Anschein, 
als würden sich Mehrheitsprinzip, Rechtsstaatlichkeit und der Schutz 
der Grundrechte stets harmonisch zusammenfügen. Schon bald jedoch 
brachten Wahlen Mehrheiten hervor, die alle ihnen zur Verfügung ste-
hende Macht nutzten, um Minderheiten zu unterdrücken und Grund-
rechte zu verletzen. Daraus ergab sich zwangsläuig die Notwendigkeit, 
den Liberalismus zu stärken, um die Gefahren für die Demokratie in 
Ländern einzudämmen, wo die politischen Kandidaten eine ›Winner-
takes-all-Mentalität‹ an den Tag legen«, schreibt Jan-Werner Müller im 
einleitenden Essay der vorliegenden Ausgabe von Transit. Das Konzept 
der illiberalen Demokratie war der Versuch, die politischen Reaktionen 
auf die, wie manche meinen, uneingelösten Verheißungen von 1989 syste-
matisch zu erfassen. Heute erleben wir ein Comeback des Begriffes als 
Bezeichnung für Regierungen, die von sich behaupten, den Willen der 
Bevölkerung losgelöst von den Fesseln des Rechtsstaats zu vollziehen. Er 
fungiert als nützliches Schlagwort zur Beschreibung der politischen Rea-
lität in Ländern, deren Regierungen auf Wirtschafts- und Flüchtlingskri-
sen mit Populismus, Nationalismus und Xenophobie antworten und die 
Grundpositionen des Liberalismus in Frage stellen. 

Die Entsprechung ist scheinbar so passgenau, dass viele Kommenta-
toren dazu neigen, die »illiberale Demokratie« als eine zeitlose politische 
Kategorie wie »konstitutionelle Monarchie« oder »Tyrannei« zu verste-
hen. »Illiberale Demokratie« erscheint hier als eine Zwischenform von 
Herrschaft: nicht ganz demokratisch, weil die Rechte des Einzelnen und 
von Minderheiten nicht mehr vollumfänglich garantiert sind, aber auch 
nicht autokratisch, weil nach wie vor relativ freie Wahlen abgehalten wer-
den. Diese ahistorische Sichtweise sieht freilich darüber hinweg, dass neue 
illiberale Regime wie diejenigen, die vor sechs Jahren in Ungarn und 2015 
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in Polen an die Macht gekommen sind, daran arbeiten, die Möglichkeiten 
für einen offenen und fairen politischen Wettbewerb einzuschränken, 
indem sie die öffentlich-rechtlichen Medien unter ihre Kontrolle bringen 
und die Verfassung ändern. Im Hinblick darauf erklärt Jan-Werner Müller 
am Anfang seines Beitrags mit Nachdruck: »Wer von ›illiberaler Demo-
kratie‹ spricht, belässt Regierungen wie denen von Kaczyński und Orbán 
die Möglichkeit zu behaupten, ihre Länder seien nach wie vor Demokra-
tien, nur eben keine liberalen. Beobachter von außen sollten sich unmiss-
verständlich darüber im Klaren sein, dass hier die Demokratie als solche 
Schaden nimmt.«

Ist »illiberale Demokratie« lediglich ein Euphemismus, der autokra-
tischen Regimen die Chance offenhält, sich nach außen weiterhin einen 
demokratischen Anschein zu geben? Gábor Halmais Essay zeigt, dass der 
Begriff durchaus sein kritisches Potential bewahren kann, wenn wir es 
vermeiden, Demokratie und liberale Werte voneinander zu trennen. Es 
mag zutreffen, dass der Liberalismus und die moderne Demokratie zur 
selben Zeit entstanden sind, aber sie stehen nicht zwangsläuig für die-
selben Werte, wie Fareed Zakaria in seinem vielzitierten Essay »The Rise 
of Illiberal Democracy« von 1997 behauptete: In der Anfangsphase des 
neuzeitlichen Aufbruchs zur Demokratie bestand ein Spannungsverhält-
nis zwischen Volkssouveränität und den Freiheitsrechten des Einzelnen. 
Hingegen gehörten 1989 bestimmte freiheitliche Grundsätze längst zum 
Grundbestand der Demokratie. Wie Halmai darlegt: »Das Charakteris-
tische des Systemwandels, das Ungarn mit anderen postsozialistischen 
Ländern gemeinsam hatte, bestand darin, dass es einen unabhängigen 
Nationalstaat, eine Zivilgesellschaft, eine private Wirtschaftsordnung und 
demokratische Strukturen in einem Zuge institutionalisieren musste.« Es 
war genau diese Kombination aus demokratischen Institutionen und libe-
ralen Werten, der ein Viktor Orbán den Kampf ansagte: »Vor den Wahlen 
im Jahre 2010 waren die meisten Wähler unzufrieden, nicht nur mit der 
Regierung, sondern auch mit dem Übergangsprozess selbst, und das mehr 
als in jedem anderen mittelosteuropäischen Land. Fidesz verstärkte dieses 
Gefühl noch, indem er behauptete, dass es 1989/90 keine wirkliche Wende 
gegeben habe und die frühere Nomenklatura ihre verlorene politische 
Macht schlicht in wirtschaftlichen Einluss konvertiert habe«. Dieser 
Argumentation zufolge sind liberale Werte nicht mehr unverzichtbarer 
Bestandteil der Demokratie, sondern nur noch ein Alibi für die Selbstbe-
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reicherung der Eliten. Die Tatsache, dass für das liberale Credo das Privat-
eigentum ebenso wichtig ist wie die individuellen Freiheitsrechte, bleibt 
in der populistischen Propaganda wohlweislich ausgeblendet.

Wenn illiberale Demokratien ihre autokratischen Praktiken verbergen 
und sich nach außen hin als Demokratien darstellen, müssen sie die Illu-
sion des politischen Wettbewerbs erzeugen. Das ist der Grund dafür, dass 
gefestigte illiberale Demokratien wie die ungarische unter Orbán poli-
tisierte und dramatisierte Versionen ihrer nationalen Geschichte aus der 
Versenkung holen. »In einem illiberalen politischen System ohne funkti-
onierende parlamentarische Opposition, ohne Chance auf eine rationale 
Diskussion über politische Alternativen, kann sich eine populistische 
politische Rhetorik mit den Federn eines heroischen Ringens um die 
geschichtliche Identität des eigenen Volkes schmücken. Ein ›Herauskom-
men‹ ist nicht möglich: An die Stelle pragmatischer Handlungsalternativen 
treten die diskursiven Stilmittel der Dramatisierung und die theatralische 
Fokussierung auf die kollektive Identität, auf nationale Wesenheiten«, 
stellt István Rév fest. Auch Balázs Trencsényi warnt davor, die Vorliebe 
illiberaler Demokratien für die Vergangenheit nicht außer Acht zu lassen. 
»Der ›Orbánismus‹ ist von etlichen seiner Jünger und Kritiker als Aufruf 
zur ›Herrschaft über die Gegenwart‹ charakterisiert worden, doch wird 
diese Gegenwart stets nach vorn und zurück projiziert, ganz abgesehen 
davon, dass auch die Art und Weise, wie kollektive Erfahrungen interpre-
tiert werden, d.h. welche Vergangenheiten ›verfügbar‹ sind, einen Einluss 
darauf hat, wie die Gegenwart ›beherrscht‹ werden kann.« 

Die Selbstdarstellung rechtspopulistischer Regime als Verteidiger der 
»wahren« nationalen Geschichte konnte man auch nach dem Wahlsieg 
der polnischen Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) beobachten. Wie 
Klaus Bachmann bemerkt, sehen viele Anhänger der neuen Regierung 
»den Wahlerfolg von PiS als Ergebnis eines gesellschaftlichen Aufstandes 
gegen die (angeblich) faulen Kompromisse des Runden Tisches, als eine Art 
gesellschaftliches Misstrauensvotum gegen eine moralisch verkommene 
Ordnung, zu der nun nicht nur die Volksrepublik und das Establishment 
der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei von damals, sondern auch die 
Führungsriegen der Bürgerplattform und der Polnischen Bauernpartei  
und die angeblichen Nutznießer von deren Herrschaft gezählt werden.« 
Diese Erklärung – wie auch eine Reihe von anderen gängigen Versuchen, 
sich einen Reim auf den Erfolg von PiS zu machen  – hält Bachmann 
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allerdings für unzureichend. Vielmehr liege dem »revolutionäre(n) Eifer, 
mit dem die neue Regierung (…) dabei ist, die Verfassungsordnung zu 
stürzen« ein Faktor zugrunde, der bisher zu wenig Beachtung gefunden 
habe: »das Drängen der (…) marginalisierten national-katholischen, tra-
ditionalistischen Eliten nach Respekt, Zugang zu staatlichen Ressourcen 
und Macht.« Auf diese Weise sei in Polen ein hybrides politisches Sys-
tem zwischen Diktatur bzw. Autoritarismus und liberaler Demokratie im 
Entstehen, in dem sich allerdings schon die ersten Risse abzeichnen.

Nicht alle illiberalen Regime der Gegenwart legen gleich großen Wert 
darauf, sich nach außen hin als Demokratien darzustellen und wenigstens 
den Anschein eines politischen Wettbewerbs aufrechtzuerhalten. Einige 
von ihnen zögern nicht, die Rede- und Meinungsfreiheit einzuschränken 
oder politische Opposition mit Gewalt zu unterdrücken. Wie Soli Özel 
in seinem Artikel über die heutige Lage in der Türkei ausführt: »Erdoğan 
ist bemüht, seine Position zu festigen und ein illiberal-autoritäres System 
zu schaffen, in dem der AKP die Führungsrolle zukommt. Unnachgie-
big beharrt er auf der Etablierung eines Präsidialregimes möglichst ohne 
Kontrollmechanismen, das er ein Präsidialsystem alla turca nennt. Was ein 
solches System beinhaltet, wurde in den vergangenen Monaten spürbar, 
als die Zahl der Menschen, die wegen Verunglimpfung des Präsidenten 
angeklagt wurden, signiikant anstieg und Erdoğan es für angebracht 
hielt, Gerichtsentscheidungen zu widersprechen oder diese zu verurtei-
len, selbst solche des Verfassungsgerichts.« Maria Tomak berichtet über 
Schauprozesse gegen Bürger der Ukraine als Teil der hybriden Kriegs-
führung Russlands und gelangt zu der Einschätzung: »Gleichzeitig erlau-
ben eben diese Fälle einen tiefen Blick in das Russland Putins – in seine 
Exekutivorgane und ihre Denkmuster von der Führungsebene bis in die 
untersten Ränge, in das Weltbild der Geheimdienste und ihre Methoden, 
in die Pläne der Kreml-Funktionäre samt der Frage, wie weit zu gehen 
sie bereit sind. Es scheint, dass noch die düstersten Prognosen über Russ-
land sich als zu optimistisch erweisen.« Zu den politischen Gefangenen, 
die von der Krim nach Russland verschleppt wurden, zählt der bekannte 
Filmregisseur Oleg Sentsov, der im August 2015 zu 20 Jahren Lagerhaft 
verurteilt wurde. In seinem Beitrag zum vorliegenden Heft erinnert er 
sich an seine Schulzeit, aus der er eine wichtige Erfahrung mitgenommen 
hat: »In der Schule war ich dennoch nicht umsonst, sie hat mich trotz 
allem etwas gelehrt – nicht die Berechnung von Dreiecken, die ist für die 



Editorial 7

Katz –, ich habe in der Schule gelernt, niemals aufzugeben und mir treu 
zu bleiben.« Vladimir Gel’man lässt keinen Zweifel daran, dass Gewalt 
als Mittel der Politik ins Arsenal bestimmter illiberaler Regime zurück-
gekehrt ist: »Die Mechanismen, mit denen der Kreml seine Widersacher 
bekämpfte, veränderten sich. In den 2000er Jahren hatten die Macht-
haber auf Kooptation und Isolation politischer und gesellschaftlicher 
Akteure gesetzt, die sich nicht mit der Regierungspolitik einverstanden 
zeigten. Jetzt wurden diese Methoden von einer ›Politik der Angst‹ abge-
löst – demonstrative Einschüchterung derjenigen, die gegen das Regime 
auftraten, systematische öffentliche Diskreditierung von Kreml-Gegnern 
und selektive Verfolgung oppositioneller Aktivisten und ihrer Verbünde-
ten.« Illiberale Demokratien mögen das von Jan-Werner Müller konsta-
tierte Demokratiedeizit aufweisen, aber das bedeutet nicht, dass sie alle 
im gleichen Maße undemokratisch sind. Es ist und bleibt ein gravierender 
Unterschied zwischen denen, die die Möglichkeit des politischen Wettbe-
werbs durch Verfassungsänderungen zu beseitigen versuchen, und denen, 
die notorisch zum Mittel der gewaltsamen Repression greifen.

Das vorliegende Heft konzentriert sich auf die zunehmende Regression 
der Demokratie und den Aufstieg autokratischer Formen der Politik in 
Europa. Über der berechtigten Frage, ob wir Zeugen eines epidemischen 
Demokratieversagens sind, sollten aber die Anstrengungen nicht überse-
hen werden, die in einigen Ländern in die andere Richtung unternommen 
werden. So analysiert Maria Popova die Versuche, das Justizsystem der 
Ukraine nach dem Maidan 2014 zu reformieren. Obwohl ihre Bilanz nach 
zwei Jahren alles andere als positiv ausfällt, ist doch allein die Tatsache 
bemerkenswert, dass die ukrainische Zivilgesellschaft einen starken und 
beharrlichen Druck ausübt, um diese demokratische Schlüsselinstitution 
aus dem Griff von Politik und Privatinteressen zu befreien. 

Der Flüchtlingsstrom aus fernen Kriegsregionen nach Europa und die 
xenophobischen Reaktionen, die er überall in Europa hervorgerufen hat, 
erfordern ein neues Nachdenken über den Reiz, den illiberale Politik 
offensichtlich ausübt. Es wäre ein Fehler, der beruhigenden Illusion auf-
zusitzen, solche Reaktionen träten nur in jungen Demokratien auf. Die 
Versuchung, einer Mehrheit die Regierungsmacht und die Entscheidung 
zu überlassen, wer zur Gemeinschaft gehört und wer nicht, ist immer und 
überall gegeben und bleibt zu oft unhinterfragt. Um sie zu problemati-
sieren, müssen wir nach Überzeugung Paul Ricœurs über juristische For-
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mulierungen hinausgehen, denn was bei einer »rein juristischen Analyse 
der Stellung des Fremden (…) ungesagt bleibt, ist die Natur des Verständ-
nisses, das wir von uns selbst als Mitgliedern einer solchen nationalen 
Gemeinschaft haben. Indem wir uns über dieses Verständnis befragen, 
werden wir dazu gebracht, dem unmarkierten Begriff des Fremden zum 
ersten Mal einen Inhalt zu geben. Wir können in unserem Verständnis 
des ›bei uns‹ nicht vorankommen, ohne uns irgendeine Vorstellung von 
dem zu machen, was es für den Fremden bedeuten mag, ›bei sich‹ zu sein, 
›daheim‹ zu sein.« Wenn wir uns weigern, uns mit diesen Fragen auseinan-
derzusetzen, bleiben wir der Vorstellung des Staates als Territorium ver-
haftet, eines durch Zäune geschützten, aber jeder ethischen Bedeutung 
entkleideten Staates. In einer solchen Welt wird Autorität durch Gewalt 
ersetzt, Bürgersinn durch Gehorsam und das Gemeinwesen durch Demar-
kationslinien. 

In dem Bemühen, ein politisches Gemeinwesen abzubilden, das auf-
gehört hat, sich die von Ricœur aufgeworfenen, existenziell wichtigen 
Fragen zu stellen, haben die Künstler Sabine Bitter und Helmut Weber 
eine Serie von Photos vom österreichisch-slowenischen Grenzübergang 
bei Spielfeld zusammengestellt. Wie die Künstler selbst dazu sagen: »Die 
Bilder sind entleert von solidarischen Akten der Hilfeleistung, während 
an den schwarzen Auslassungen und Fehlstellen bereits wieder vehe-
ment Gespenster nationalstaatlicher Konstruktionen und untergründige 
Affekte und Ressentiments von längst überkommen geglaubten Rassis-
men an die Oberläche drängen.« Sieht so vielleicht die Wirklichkeit illi-
beraler Regime aus?

Wien, im Juni 2016



9

Jan-Werner Müller
ILLIBERALE DEMOKRATIE?

Externe Beobachter, nicht zuletzt die EU-Kommission, schlagen Alarm 
ob einer autoritären Wende in Polen. Seit ihrem Wahlsieg im Oktober 
2015 hat Jarosław Kaczyńskis Partei »Recht und Gerechtigkeit« (Prawo i 
Sprawiedliwość, PiS) in erstaunlichem Tempo das Verfassungsgericht ent-
machtet; sie ist zudem gegen andere unabhängige Institutionen wie das 
Beamtentum vorgegangen, und sie hat ganz unverblümt versucht, den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk unter staatliche Kontrolle zu bringen. 
Die polnische Regierung, die einen klaren demokratischen Auftrag für 
sich beansprucht, steht offenbar kurz davor, das zu verwirklichen, was 
Kritiker als »illiberale Demokratie« bezeichnen, ähnlich dem, was Viktor 
Orbán und seine Partei, der Fidesz, so scheint es, in den letzten sechs Jah-
ren in Ungarn geschafft haben. Doch diese Bezeichnung ist höchst irre-
führend und untergräbt in Wirklichkeit alle Versuche, Parteien wie die 
PiS oder den Fidesz im Zaum zu halten. Wer von »illiberaler Demokra-
tie« spricht, belässt Regierungen wie denen von Kaczyński und Orbán 
die Möglichkeit zu behaupten, ihre Länder seien nach wie vor Demokra-
tien, nur eben keine liberalen. Beobachter von außen sollten sich unmiss-
verständlich darüber im Klaren sein, dass hier die Demokratie als solche 
Schaden nimmt.

Populär wurde der Begriff »illiberale Demokratie« in westlichen Poli-
tikkreisen Mitte der 1990er Jahre. Er sollte Regime beschreiben, die zwar 
Wahlen abhalten, in denen sich die Wahlsieger aber nicht an das Prinzip 
der Rechtsstaatlichkeit halten. In einem einlussreichen Artikel behauptete 
der amerikanische Journalist Fareed Zakaria, dass Regierungen mit genu-
inem Rückhalt in der Bevölkerung regelmäßig gegen die Prinzipien des-
sen verstießen, was er als »Verfassungsliberalismus« bezeichnet und wozu 
er politische Rechte, bürgerliche Freiheiten und Eigentumsrechte zählt. 
Die Diagnose vom Aufstieg der »illiberalen Demokratie« war Symptom 
einer allgemeinen philosophischen und politischen Katerstimmung nach 
1989: In den berauschenden Tagen, als der Staatssozialismus implodierte 
und die Welt geradezu demokratietrunken wirkte, hatte es den Anschein, 
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als würden sich Mehrheitsprinzip, Rechtsstaatlichkeit und der Schutz der 
Grundrechte stets harmonisch zusammenfügen. Schon bald jedoch brach-
ten Wahlen Mehrheiten hervor, die alle ihnen zur Verfügung stehende 
Macht nutzten, um Minderheiten zu unterdrücken und Grundrechte zu 
verletzen. Daraus ergab sich zwangsläuig die Notwendigkeit, den Libe-
ralismus zu stärken, um die Gefahren für die Demokratie in Ländern 
einzudämmen, in denen die politischen Kandidaten eine »Winner-takes-
all-Mentalität« an den Tag legen.

Diese begrifliche Trennung zwischen Liberalismus und Demokratie 
war nicht wirklich neu. Sowohl linke als auch rechte Kritiker der »bür-
gerlichen Demokratie« bedienten sich ihrer schon lange. Ganz allgemein 
kann man sagen: Marxisten behaupteten, im Kapitalismus offeriere der 
Liberalismus lediglich »formale Freiheiten« und eine Art vorgetäusch-
ter politischer Emanzipation, während er letztlich doch nur das schütze, 
was man oft als »Privatautonomie« der Bürger bezeichnete (das heißt, er 
sicherte ihren Status als Marktteilnehmer und übertrug dem Staat die Auf-
gabe, Verträge durchzusetzen). Auf der Rechten vertrat Carl Schmitt in 
den 1920er Jahren die Ansicht, der Liberalismus habe sich als Form poli-
tischen Denkens überholt: Im 19. Jahrhundert habe er dafür gesorgt, dass 
Eliten im Parlament vernünftig über Politik diskutierten, doch im Zeit-
alter der Massendemokratie seien Parlamente nichts weiter als Fassade 
für Mauscheleien zwischen den Vertretern von Partikularinteressen. Im 
Gegensatz dazu werde der echte Volkswille durch einen Führer wie Mus-
solini repräsentiert. Akklamation seitens eines homogenen Volkes wurde 
zum Erkennungsmerkmal wahrer Demokratie, die Schmitt als »Identi-
tät von Herrscher und Beherrschten, Regierenden und Regierten, Befeh-
lenden und Gehorchenden« deinierte.1 Nicht-gewählte Institutionen wie 
Verfassungsgerichte waren aus dieser Sicht als Hüter des Liberalismus zu 
verstehen – und als grundsätzlich undemokratisch.

Schmitt nahm zudem eine verhängnisvolle begrifliche Trennung vor 
zwischen der »Substanz« des Volkes auf der einen Seite und den empi-
rischen Ergebnissen von Wahlen oder Meinungsumfragen auf der ande-
ren. Es lohnt sich, Schmitt an dieser Stelle ausführlich zu zitieren, denn 
sein Denken erklärt viele aktuelle Wendungen hin zum Autoritarismus 
unter dem Deckmantel einer demokratisch klingenden Sprache:

Die einstimmige Meinung von 100 Millionen Privatmenschen ist weder Wille des 
Volkes, noch öffentliche Meinung. Der Wille des Volkes kann durch Zuruf, durch 
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acclamatio, durch selbstverständliches unwidersprochenes Dasein ebensogut und 
noch besser demokratisch geäußert werden als durch den statistischen Apparat, den 
man seit einem halben Jahrhundert mit einer so minutiösen Sorgfalt ausgebildet hat. 
Je stärker die Kraft des demokratischen Gefühls, um so sicherer die Erkenntnis, daß 
Demokratie etwas anderes ist als ein Registriersystem geheimer Abstimmungen. 
Vor einer, nicht nur im technischen, sondern auch im vitalen Sinne unmittelbaren 
Demokratie erscheint das aus liberalen Gedankengängen entstandene Parlament 
als eine künstliche Maschinerie, während diktatorische und cäsaristische Methoden 
nicht nur von der acclamatio des Volkes getragen, sondern auch unmittelbare 
Äußerungen demokratischer Kraft und Substanz sein können.2

In jüngerer Zeit haben Kritiker einer angeblichen Hegemonie des Libera-
lismus nach 1989 – deren prominenteste Stimme vielleicht die von Chan-
tal Mouffe ist – behauptet, das »rationalistische« liberale Denken leugne 
die Legitimität von Konlikt und Dissens, die der Demokratie immanent 
seien. Gleichzeitig hätten sozialdemokratische Parteien es aufgegeben, 
eine echte Alternative zum Neoliberalismus anzubieten; ihre Konver-
genz auf einen »dritten Weg« habe bei den Wählern das Gefühl verstärkt, 
es gebe nur noch »Wahlen ohne Wahlmöglichkeit« (oder, wie Mouffe es 
in einem Interview formulierte, lediglich die Wahl zwischen Coke und 
Pepsi). Glaubt man ihr, so haben diese Konvergenz der politischen Par-
teien und der Druck, zu einem Konsens zu gelangen – der sich angeblich 
in den Demokratietheorien von John Rawls und Jürgen Habermas indet –, 
starke antiliberale Gegenbewegungen hervorgebracht, insbesondere in 
Gestalt eines rechten Populismus.

Jenseits dieser Debatten im Bereich der politischen Theorie steht 
»Liberalismus« zumindest in Europa inzwischen für einen zügellosen 
Kapitalismus und für die Vorstellung, es gehe vor allem darum, die Frei-
heit persönlicher Lebensstile zu maximieren. Nach der Finanzkrise nutzte 
eine neue Welle selbsterklärter Antiliberaler die Mehrdeutigkeiten im 
Zusammenhang mit dem »L-Wort«, um für eine andere Form von Demo-
kratie zu plädieren: Der ehemalige türkische Ministerpräsident und seit 
2014 Staatspräsident Recep Tayyip Erdoğan präsentiert sich als »kon-
servativer Demokrat«, der sich auf traditionelle islamische Moral beruft; 
der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán verkündete 2014 in einer 
von vielen zu Recht als skandalös empfundenen Rede, einen »illiberalen 
Staat« schaffen zu wollen. Und jüngst, während der Flüchtlingskrise, ver-
kündete er, die Zeit des »liberalen Gequatsches« – Orbáns eigener Aus-
druck – in Europa sei vorbei und der Kontinent werde auf seine, Orbáns, 
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»christliche und nationale« Vorstellung von Politik einschwenken. Illibe-
ralismus soll hier offenkundig für zweierlei stehen: für Widerstand gegen 
einen hemmungslosen Kapitalismus, wo immer nur die Starken gewin-
nen, und gegen eine Ausweitung von Rechten für Minderheiten wie etwa 
Homosexuelle. Es geht – angeblich – um Einschränkungen von Markt 
und durch Moral.

Nun ist »illiberale Demokratie« nicht zwangsläuig ein Widerspruch 
in sich. Im 19. und 20. Jahrhundert hätten sich viele europäische Christ-
demokraten als »illiberal« bezeichnet; womöglich wären sie sogar belei-
digt gewesen, wenn man ihren strammen Antiliberalismus in Frage 
gestellt hätte. Das heißt freilich nicht, dass sie nicht begriffen hätten, wie 
wichtig Minderheitenrechte für eine funktionierende Demokratie sind 
(schließlich könnten Minderheiten bei der nächsten Wahl die Mehrheit 
stellen), oder dass sie nicht-gewählte Institutionen wie Gerichte für unde-
mokratisch gehalten hätten. Der Grund war schlicht, dass sie »Libera-
lismus« mit Individualismus, Materialismus und, sehr oft, Atheismus in 
Verbindung brachten – man denke nur an den Franzosen Jacques Mari-
tain, einen führenden katholischen Philosophen des 20. Jahrhunderts und 
einen der Mitverfasser der UN-Menschenrechtserklärung: Er behauptete, 
die Demokratie lasse sich aus speziisch katholischen Gründen gutheißen, 
während der Liberalismus abzulehnen sei. Für Denker wie ihn bedeu-
tete »antiliberal« zu sein keinen mangelnden Respekt vor grundlegenden 
politischen Rechten, sondern signalisierte Kritik am Kapitalismus – auch 
wenn Christdemokraten die Legitimität von Privateigentum als solchem 
nicht in Frage stellten – sowie die Betonung eines traditionellen, patriar-
chalen Familienbilds.

Es kann, wie im Falle von Maritain, durchaus nicht-liberale philoso-
phische Begründungen der Demokratie geben. Und es kann traditionelle 
Gesellschaften geben, in denen das Recht auf Abtreibung und das Recht 
auf Eheschließung stark eingeschränkt sind. Gleich, wie man dazu steht, 
wäre es seltsam, würde man solche Einschränkungen direkt als einen 
Mangel an Demokratie interpretieren: Wenn überhaupt, dann könnte man 
von relativ intoleranten – in diesem Sinne: illiberalen – Gesellschaften 
sprechen, aber das ist etwas anderes als eine illiberale Demokratie. Wir 
müssen unterscheiden zwischen illiberalen Gesellschaften und Szenarien, 
in denen die Meinungs- und Versammlungsfreiheit, der Pluralismus der 
Medien und der Minderheitenschutz bedroht sind. Bei diesen politischen 
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Rechten geht es nicht einfach nur um Liberalismus (oder Rechtsstaatlich-
keit). Sie sind vielmehr für die Demokratie als solche konstitutiv. Selbst 
wenn beispielsweise die herrschende Partei am Wahltag keine Wahlfäl-
schungen vornimmt, kann eine Abstimmung doch undemokratisch sein, 
wenn die Opposition ihre Anliegen nicht angemessen vortragen kann 
und Journalisten daran gehindert werden, über die Fehler der Regierung 
zu berichten. Selbst für die minimalistischste Deinition von Demokra-
tie – im Wesentlichen meint das Demokratie als Mechanismus, der einen 
friedlichen Machtwechsel garantiert – ist es unabdingbar, dass sich die 
Bürger angemessen über Politik informieren können; andernfalls können 
Regierungen nicht wirklich zur Verantwortung gezogen werden. Es ist 
deshalb kein Zufall, dass viele der neuen Demokratien nach 1989 Verfas-
sungsgerichte installierten, um grundlegende politische Rechte zu schüt-
zen und den Pluralismus in Politik und Gesellschaft zu sichern. Solche 
Gerichte, so die Argumentation, würden letztlich dazu beitragen, dass 
die Demokratie als solche gut funktioniert (und nicht nur »der Libera-
lismus«).

Wenn Kritiker weiter auf dem Begriff der »illiberalen« Demokratie 
beharren, werden Figuren wie Orbán schlicht und einfach in die Hände 
klatschen und sagen: »Vielen herzlichen Dank!« Denn die vermeintliche 
Kritik bestätigt den ungarischen Premier als das, was er ja gerade sein will: 
ein Gegner des Liberalismus. Gleichzeitig behalten er und Kaczyński das 
Etikett der »Demokratie«, das, bei allen Enttäuschungen des letzten Vier-
teljahrhunderts, noch immer das wichtigste Ticket zur Anerkennung auf 
der Weltbühne darstellt. Und aus der Sicht solcher autoritären Staatslen-
ker ist nur zu begrüßen, dass der Ausdruck »illiberale Demokratie« eine 
normative Arbeitsteilung bestätigt, bei der die Nation für die Demokratie 
sorgt und die EU für den Liberalismus. Umso leichter kann man dann 
behaupten, die EU sei ein Agent von zügellosem Kapitalismus und liber-
tärer Moral (die homophoben EU-Gegner in Russland haben dafür den 
Begriff »Gayropa« geprägt). Und nationale Demokratien lassen sich dann 
so darstellen, als würden sie sich im Namen von Vielfalt und Minder-
heitenrechten einem hegemonialen Liberalismus widersetzen, nach dem 
Motto: »Wir Ungarn, Polen usw. sind eine Minderheit in der EU, die an 
traditionelle Moralvorstellungen glaubt und sich nicht dem gleichma-
cherischen liberalen Universalismus unterwirft, wie ihn die westlichen 
liberalen Eliten propagieren.« Man denke nur an den polnischen Außen-
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minister Witold Waszczykowski, der sich am 3. Januar 2016 in einem 
Interview mit der Bild-Zeitung gegen die Tendenz »zu einem neuen Mix 
von Kulturen und Rassen, eine Welt aus Radfahrern und Vegetariern, die 
(…) gegen jede Form der Religion kämpfen«, verwahrte. Hier, so hat es 
den Anschein, verteidigt sich eine verfolgte Minderheit.

Was ergibt sich daraus? Wir sollten aufhören, im Falle von Ländern wie 
Ungarn oder Polen gedankenlos von »illiberaler Demokratie« zu spre-
chen. Europas neue Autoritäre fügen der Demokratie als solcher Schaden 
zu, und die Tatsache, dass sie Wahlsiege errungen haben, verschafft ihren 
Projekten nicht automatisch demokratische Legitimität (insbesondere 
weil sie in den Wahlkämpfen, die sie an die Macht brachten, die dann ins 
Werk gesetzten weitreichenden Verfassungsänderungen mit keinem Wort 
erwähnt hatten). Zwar haben sie die Wahlen zunächst offen und ehrlich 
gewonnen, doch einmal an der Macht, begannen sie damit, im Namen 
des angeblich »wahren Volkes« (das ihren politischen Widersachern 
gegenübergestellt wird, die automatisch als Landesverräter gebrandmarkt 
werden) an der institutionellen Maschinerie der Demokratie herumzu-
manipulieren. »Das Volk«, so die Annahme, ist ein homogenes Ganzes 
und kann authentisch nur von der PiS bzw. dem Fidesz vertreten werden. 
In Schmitt’scher Begriflichkeit gesprochen: Die symbolische Substanz 
siegt über die bloße Zahl (an Wählerstimmen), die sich mittels des »sta-
tistischen Apparats« ermitteln lässt; der angeblich authentische nationale 
Wille triumphiert über Verfahren und delegitimiert jegliche Opposition. 
Ein PiS-Abgeordneter hat das vor Kurzem so formuliert: »Das Wohl der 
Nation steht über dem Gesetz.« Orbán verteidigte seine neue Verfassung 
mit folgenden Worten: 

Das Volk hat dem ungarischen Parlament (…) guten Rat gegeben, eine gute 
Anweisung erteilt [die Verfassung so auszuarbeiten], die es auch befolgt hat. In 
diesem Sinne richtet sich Kritik an der ungarischen Verfassung (…) nicht an die 
Regierung, sondern an das ungarische Volk. (…) Anders als sie uns glauben machen 
wollen, hat die Europäische Union kein Problem mit der Regierung (…); die 
Wahrheit ist: Sie greifen Ungarn selbst an.3

Es spielt keine Rolle, dass die Verfassung nie durch ein Referendum rati-
iziert wurde und weiter umstritten ist. Entscheidend ist, dass sie angeb-
lich das »ungarische Volk« repräsentiert, das seinerseits nur wirklich vom 
Fidesz repräsentiert werden kann, der einzigen Partei, die für die 2012 
in Kraft getretene Verfassung gestimmt hat. Der Rechtswissenschaftler 
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Dieter Grimm hat solche in hohem Maße parteiischen Grundgesetze als 
»exklusive Verfassungen« bezeichnet – Verfassungen, die nur von einer 
politischen Seite verabschiedet werden und die ausschließlich dieser Seite 
nützen. Sie verzerren offensichtlich den demokratischen Prozess. 

Wenn eine populistische Partei über eine ausreichende Mehrheit ver-
fügt, ist sie in der Lage, eine neue Verfassung mit der Begründung zu 
verabschieden, man müsse den Staat auf die »wahren Ungarn« oder die 
»wahren Polen« ausrichten, die den postkommunistischen oder liberalen 
Eliten entgegengestellt werden, welchen vorgeworfen wird, das eigene 
Volk auszuplündern. Natürlich ist es dabei hilfreich, dass diese Eliten oft-
mals gleichzeitig für wirtschaftlichen Liberalismus, für eine pluralistische 
und tolerante »offene Gesellschaft« sowie für den Schutz grundlegender 
Rechte stehen (darunter auch jener, die konstitutiv für die Demokratie 
sind). Orbán kann dann die offene Gesellschaft kritisieren, indem er sagt: 
»Es gibt keine Heimat mehr, nur noch einen Investitionsstandort.« Und 
in Polen kann man die Wirtschaftsinteressen Deutschlands, die angeblich 
teulische »Genderideologie« sowie die zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen, die die Verfassung verteidigen, alle in einen Topf werfen und 
attackieren. Kurz: Antikapitalismus, kultureller Nationalismus und auto-
ritäre Politik werden unaulösbar miteinander verwoben.

Angesichts dessen ist ein allzu weit gefasster Demokratiebegriff für 
das Verständnis der politischen Realität, mit der wir es hier zu tun haben, 
genauso wenig hilfreich, wie eine allzu weit gefasste Vorstellung von Auto-
ritarismus problematisch sein und unbeabsichtigte politische Folgen haben 
kann. So wie die Regierungen in Ungarn und Polen sich darüber freuen 
können, dass sie in den Augen westlicher Kritiker, die das Wort von der 
»illiberalen Demokratie« im Munde führen, noch immer Demokratien 
sind, so werden hochgradig repressive Regime glücklich darüber sein, 
dass sie sich in derselben Kategorie wie Ungarn und Polen wiederinden, 
wenn umstandslos alles in einen Topf namens »Autoritarismus« gewor-
fen wird. In den beiden letztgenannten Ländern ist es weiterhin möglich, 
auf der Straße zu demonstrieren, kritische Blogs zu veröffentlichen oder 
neue politische Parteien zu gründen. Das Spiel ist manipuliert, aber für 
die populistischen Regierungsparteien gibt es – noch – das Risiko, eine 
Wahl zu verlieren. Deshalb wäre eine Bezeichnung wie »defekte Demokra-
tie« zutreffender. Die Demokratie ist hier ernsthaft beschädigt und muss 
repariert werden, aber es wäre irreführend, von einer Diktatur zu sprechen.
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Auch die EU sollte sich darüber im Klaren sein, was sie tut, wenn sie 
sich mit vermeintlich »illiberalen Demokratien« wie Ungarn und Polen 
befasst. Die meisten ihrer diesbezüglichen Aktivitäten erfolgten bislang 
im Namen eines »Schutzes der Rechtsstaatlichkeit«. Der neue Ansatz 
der EU-Kommission, der 2014 vorgestellt wurde, trägt die Bezeich-
nung »Rechtsstaatsmechanismus«; er möchte zunächst einen Dialog über 
Rechtsstaatlichkeit mit einem Mitgliedsstaat in Gang setzen, der im Ver-
dacht steht, gegen die in Artikel 2 des EU-Vertrags festgeschriebenen 
Werte zu verstoßen.4 Nun gehört die Rechtsstaatlichkeit zu diesen Wer-
ten (wobei man besser von »Prinzipien« sprechen sollte, aber eine sol-
che philosophische Diskussion würde an dieser Stelle zu weit führen), 
und in vielen ihrer Veröffentlichungen hat die EU-Kommission darauf 
hingewiesen, dass Rechtsstaatlichkeit und Demokratie eng miteinander 
verknüpft sind – das eine ist ohne das andere nicht zu haben. Doch die 
Betonung der »Rechtsstaatlichkeit« im öffentlichen Diskurs hat vermut-
lich das Gefühl noch verstärkt, dass sich die EU nur um den Liberalis-
mus kümmert, während für die Demokratie der Nationalstaat zuständig 
ist. Die EU-Akteure sollten daher unterstreichen, dass es ihnen um die 
Demokratie ebenso geht wie um den Schutz der Rechtsstaatlichkeit.

Es gibt noch einen weiteren wichtigen Punkt. Kritiker der Entwick-
lungen in Ungarn und Polen sollten bedenken, dass »Liberalismus« in 
der Region nicht nur als knallharter marktwirtschaftlicher Wettbewerb 
erfahren wurde, sondern auch als Vehikel für mächtige westeuropäische 
Interessen. Ungarn erlebte tiefe sozialstaatliche Einschnitte; dies ermög-
lichte es Orbán, sich erfolgreich als starker Führer präsentieren, der 
bereit ist, Unternehmen zu verstaatlichen und mithilfe des Staates die ein-
fachen Menschen vor multinationalen Konzernen zu schützen (auch wenn 
die Realität ganz anders aussieht: Der Sozialstaat wird weiter beschnit-
ten; gleichzeitig wuchert die Korruption). Bevor er sich der Ideologie 
des »illiberalen Staates« verschrieb, sprach der Fidesz-Chef gar von einer 
»plebejischen Demokratie«. Das ist Propaganda, aber sie verfängt, weil 
die Menschen die Zeit nach 1989 als eine Konvergenz von politischem, 
ökonomischem und moralischem Liberalismus erlebten. Wenn etwas, das 
die Bezeichnung Liberalismus trägt, den Eindruck erweckt, als hätten nur 
die Sieger etwas davon, dann müssen Liberale neu nachdenken. Der ehe-
malige ungarische Dissident G. M. Tamás hat das schon 2009 so formu-
liert: »Wir, die Crème ganz oben drauf, feierten den Triumph von Freiheit, 
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Offenheit, Pluralität, Phantasie, Vergnügen und all diesen Dingen. Das 
war frivol, und ich schäme mich zutiefst dafür.«5

In diesem Sinne müssen sich diejenigen, die die Demokratie gegen die 
neuen Autoritären verteidigen, ehrlich mit der Tatsache auseinanderset-
zen, dass auch mit den real existierenden Demokratien in Westeuropa 
und Nordamerika nicht alles zum Besten steht. Sicherlich handelt es sich 
nicht um bloße »Fassadendemokratien«, wie der Soziologe Wolfgang 
Streeck jüngst behauptet hat. Sie sind nicht von jeweils einer einzigen 
Partei »gekapert« worden, die das gesamte politische System zu ihren 
Gunsten umzumodeln versucht, wie das in Ungarn der Fall ist. Doch lei-
den sie zunehmend unter dem Defekt, dass schwächere gesellschaftliche 
Gruppen nicht am politischen Prozess teilhaben und ihre Interessen nicht 
wirksam repräsentiert sehen. Auch hier wäre es zu kurz gegriffen, wollte 
man dieses Problem einfach mit der bewussten Beschneidung von für die 
Demokratie konstitutiven Rechten und mit dem Ausschluss von opposi-
tionellen Kräften erklären, wie oben analysiert. Es kann, anders als in der 
Situation, nach der Fidesz und PiS offenkundig streben, noch immer zu 
wirklichen Machtwechseln kommen. Die Gegensätze zwischen den Kon-
kurrenten um die Macht belaufen sich auf mehr als nur den Unterschied 
zwischen Coke und Pepsi, doch Kritiker wie Mouffe verweisen zu Recht 
auf einen Punkt, der nach einer Antwort verlangt. David Ost hat das mit 
Blick auf den PiS-Wahlsieg 2015 in aller Deutlichkeit formuliert: »Das 
Problem (…) ist nicht, dass die Menschen sich nicht für die Demokratie 
einsetzen. Ja, es stimmt, jede Menge Menschen engagieren sich heute nicht 
für die Demokratie, aber sie tun das deshalb nicht, weil sie das Gefühl 
haben, dass die Demokratie, neoliberal verpackt, sich nicht für sie ein-
setzt.«6 Eine Verteidigung der Demokratie muss dieser Herausforderung 
heute ebenso gerecht werden wie der Aufgabe, die hohlen Versprechen 
der »plebejischen Demokratie« und des »illiberalen Staates« zu entlarven.

Aus dem Englischen von Andreas Wirthensohn 
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